
Die wichtigsten Änderungen für 2006/2007 
in Zusammenfassung

Der Gesetzgeber hat für die Kalenderjahre ab 2006 diverse Änderungen auf dem steuerrechtlichem 
Gebiet beschlossen. Die wesentlichen Regelungen werden nachfolgend noch einmal kurz zusam-
mengefasst.

Änderungen ab 2006:
• Die Steuerfreiheit für Abfindungen wurde abgeschafft. Eine Vertrauensschutzregelung sieht 

die Weiteranwendung der bisherigen begrenzten Steuerfreiheit für Entlassungen vor dem 
1.1.2006 vor, so weit die Abfindungen dem Arbeitnehmer vor dem 1.1.2008 zufließen.

• Die auf jeweils 315 Euro begrenzten Steuerbefreiungen für besondere Zuwendungen des 
Arbeitgebers an Arbeitnehmer anlässlich ihrer Eheschließung oder der Geburt eines Kin-
des sind aufgehoben.

• Die degressive Wohngebäude-Abschreibung auf vermietete Immobilien kann für Neufälle 
nicht mehr angewendet werden.

• Der Sonderausgabenabzug für Steuerberatungskosten, die nach dem 1.1.2006 bezahlt 
werden, ist gestrichen worden. Der Abzug als Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben ist 
davon nicht betroffen.

• Ab 1.1.2006 wurde die Eigenheimzulage für Neufälle abgeschafft. Unberührt bleiben alle bis 
zu diesem Datum (31.12.2005) von der Förderung noch erfassten Sachverhalte. Die Eigen-
heimzulage kann auch nicht mehr auf ein Folgeobjekt übertragen werden.

• Verluste - insbesondere aus Medienfonds, Schiffsbeteiligungen (so weit sie noch Verluste 
vermitteln), New-Energy-Fonds, Leasingfonds, Wertpapierhandelsfonds und Videogame-
fonds, nicht aber Private-Equity- und Venture-Capital-Fonds - sind nur noch mit späteren po-
sitiven Einkünften aus derselben Einkunftsquelle verrechenbar. 

Von der Verlustverrechnungsbeschränkung werden neben Verlusten aus gewerblichen 
Steuerstundungsmodellen auch Verluste aus selbstständiger Arbeit, aus typisch stillen Ge-
sellschaften, Vermietung und Verpachtung (insbesondere geschlossene Immobilienfonds) 
und sonstigen Einkünften (insbesondere sog. Renten-/Lebensversicherungsmodelle gegen 
fremdfinanzierten Einmalbetrag) erfasst.

• Doppelverdiener und Alleinerziehende können mit Wirkung ab dem 1.1.2006 erwerbsbeding-
te Kinderbetreuungskosten für Kinder bis 14 Jahre zu 2/3, höchstens jedoch 4.000 Euro 
pro Kind und Jahr einkommensmindernd geltend machen. 

Alle Eltern können 2/3 der Betreuungskosten, höchstens jedoch 4.000 Euro für Kinder, die 
das dritte Lebensjahr vollendet, das sechste Lebensjahr aber noch nicht vollendet haben, 
steuerlich ansetzen. 
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Aufwendungen für Unterricht (z. B. Schulgeld, Nachhilfe oder Fremdsprachenunterricht), die 
Vermittlung besonderer Fähigkeiten (z. B. Musikunterricht, Computerkurse) oder für sportli-
che und andere Freizeitbetätigungen (z. B. die Mitgliedschaft in Sportvereinen, Tennis- oder 
Reitunterricht) und Ähnliches sind nicht begünstigt. 

Die Ausgaben müssen durch Vorlage einer Rechnung und die Zahlung durch einen Konto-
auszug nachgewiesen werden.

• Die Abschreibungsbedingungen für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
werden durch eine vom 1.1.2006 bis zum 31.12.2007 befristete Anhebung der degressiven 
Abschreibung auf höchstens 30 % verbessert. Tätigt ein Unternehmer in dieser Zeit Investi-
tionen z. B. in Maschinen, Einrichtungen oder Fahrzeuge, kann er die degressive AfA mit 30 
% - vorher 20 % - in Anspruch nehmen.

• Seit dem Veranlagungszeitraum 2003 können Aufwendungen für haushaltsnahe Dienst-
leistungen in Privathaushalten geltend gemacht werden. Dabei ermäßigt sich die Einkom-
mensteuer um 20 % der geleisteten Aufwendungen, höchstens je Haushalt um 600 Euro pro 
Jahr. Die Regelung wurde auf Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen ausgedehnt so-
wie für Betreuungsleistungen für pflegebedürftige Personen erweitert. 

Nach der neuen gesetzlichen Regelung können rückwirkend zum 1.1.2006 auch alle Hand-
werkerrechnungen, die vom Mieter oder Eigentümer für die zu eigenen Wohnzwecken ge-
nutzte Wohnung bezahlt werden, bis zum Höchstbetrag von 600 Euro pro Jahr (20 % von 
3.000 Euro) von der Steuer abgezogen werden. Dabei kommt es nicht darauf an, ob es sich 
um Renovierungs- oder Erhaltungs- und Modernisierungsarbeiten handelt. Begünstigt sind 
jedoch nur die Lohnkosten (keine Materialkosten) zzgl. USt.. 

Des Weiteren werden auch Umzugskosten, so weit sie von Umzugsspeditionen durchgeführt 
werden, begünstigt. 

Pflege- und Betreuungsleistungen für Personen, bei denen ein Schweregrad der Pflegebe-
dürftigkeit festgestellt wurde oder ein Anspruch auf Leistungen der Pflegeversicherung be-
steht, werden durch die Neuregelung ebenfalls erfasst. Bei Inanspruchnahme von Pflege- 
und Betreuungsleistungen verdoppelt sich der Höchstbetrag für haushaltsnahe Dienstleistun-
gen auf 6.000 Euro, was eine Steuerermäßigung von höchstens 1.200 Euro im Jahr bedeu-
tet.

• Die Umsatzgrenze bei der Umsatzbesteuerung nach vereinnahmten Entgelten (Ist-Ver-
steuerung) ist in den alten Bundesländern von 125.000 auf 250.000 Euro angehoben wor-
den. Die derzeitige Regelung zur Ist-Versteuerung für die neuen Bundesländer (hier gelten 
500.000 Euro) wurde über das Jahr 2006 hinaus bis Ende 2009 verlängert.

• Ab dem 5.5.2006 können Anschaffungskosten für Wertpapiere und Grundstücke bei der Ein-
nahmen-Überschuss-Rechnung (§ 4 Abs. 3 EStG) nicht mehr sofort, sondern erst im Zeit-
punkt der Veräußerung bzw. Entnahme berücksichtigt werden. Somit ist ein aus der Sicht der 
Kapitalanleger lukratives Steuersparmodell abgeschafft worden.

• 1-%-Regelung: Nach geltendem Einkommensteuerrecht konnte die private Nutzung eines 
Kraftfahrzeugs für jeden Kalendermonat mit einem Prozent des inländischen Listenpreises 
im Zeitpunkt der Erstzulassung zuzüglich der Kosten für Sonderausstattungen einschließlich 
Umsatzsteuer angesetzt werden. 

Das Gesetz unterscheidet ab 1.1.2006, ob das Fahrzeug zum notwendigen Betriebsvermö-
gen (was eine betriebliche Nutzung zu mehr als 50 % voraussetzt) oder zum gewillkürten 
Betriebsvermögen (bei einer betrieblichen Nutzung zwischen 10 % und 50 %) gehört. Künftig 
ist die Listenpreisregelung nur noch auf Fahrzeuge des notwendigen Betriebsvermögens - 
also bei einer betrieblichen Nutzung von mehr als 50 % - anwendbar. Liegt die betriebliche 
Nutzung zwischen 10 % und 50 %, ist die Privatnutzung mit dem Teilwert - in Form einer 
Kostenschätzung - steuerlich anzusetzen oder nach der Fahrtenbuchmethode zu ermitteln. 
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Die 1-%-Regelung ist in diesen Fällen nicht mehr anwendbar.

• Beleghandel: Den Finanzbehörden wird die Möglichkeit eröffnet, die unberechtigte Weiter-
gabe von Belegen wie z. B. Tankquittungen, Bewirtungsrechnungen und anderer Belege als 
Steuerordnungswidrigkeit zu verfolgen und mit einer Geldbuße in Höhe von bis zu 5.000 
Euro zu ahnden.

• Seit dem 1.7.2006 beträgt der Pauschalbeitragssatz für geringfügig Beschäftigte i. d. R. 
30 %. Hier erhöhte sich der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung von 11 % auf 13 % 
und zur Rentenversicherung von 12 % auf 15 %. Die Höhe der pauschalen Steuer bleibt bei 
2 %. Minijobs in Privathaushalten, die über das Haushaltsscheckverfahren gemeldet werden, 
sind von der Beitragserhöhung nicht betroffen. Hier sind weiterhin 12 % Pauschalabgaben zu 
zahlen.

• Die Sozialversicherungsfreiheit für steuerfreie Sonntags-, Feiertags- und Nachtzuschläge 
wurde auf einen Stundenlohn von 25 Euro ab 1.7.2006 begrenzt. Für die steuerliche Behand-
lung bleibt es weiterhin bei der 50-Euro-Stundengrenze. 

Änderungen ab 2007: 
• Zum 1.1.2007 wird der allgemeine Umsatzsteuersatz von 16 % auf 19 % erhöht. Die Steu-

ersatzerhöhung gilt auch bei Anzahlungen, Abschlagszahlungen oder Vorauszahlungen be-
reits vor Inkrafttreten, also vor dem 1.1.2007. Die Steuerberechnung ist in diesen Fällen zu 
berichtigen, wenn die Leistung ausgeführt wird, oder schon in 2006 mit 19 % abzurechnen. 
Das Rechnungs- oder Zahlungsdatum spielt dabei keine Rolle. Ausschlaggebend ist 
ausschließlich der Zeitpunkt der Lieferung oder Leistung. Grundsätzlich kommt für alle 
vor dem Datum der Anhebung bewirkten Umsätze der alte Umsatzsteuersatz von 16 % zur 
Anwendung. Werden Teilleistungen erbracht, so kommt es für die Anwendung des Umsatz-
steuersatzes nicht auf den Zeitpunkt der Gesamtleistung, sondern darauf an, wann die ein-
zelnen Teilleistungen ausgeführt werden.

• Die Vorsteuerpauschale wurde zur Entlastung der Landwirte ab 1.1.2007 von 9 % auf 10,7 
% und der Forstwirte von 5 % auf 5,5 % angehoben.

• Der Regelsatz der Versicherungssteuer erhöht sich zum 1.1.2007 von 16 % auf 19 %.

• Aufwendungen für die Wege zwischen Wohnung und Betriebsstätte bzw. Arbeitsstätte sind 
ab 2007 nicht mehr als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abziehbar. Die Entfer-
nungspauschale in Höhe von 0,30 Euro findet in Zukunft erst ab dem 21. Kilometer wie 
Werbungskosten oder Betriebsausgaben Berücksichtigung. 

Anmerkung: Für die Frage, ob die 1-%-Regelung bei Betriebsfahrzeugen weiter angewen-
det werden darf (mind. 50%ige betriebliche Nutzung), werden die Fahrten zwischen Woh-
nung und Betriebsstätte der betrieblichen Nutzung zugerechnet.

• Ab dem 1.1.2007 kommt für Einkommen über 250.000 Euro (500.000 Euro bei zusammen-
veranlagten Ehegatten) ein Zuschlag von drei Prozentpunkten auf den Einkommensteuer-
Spitzensteuersatz (sog. Reichensteuer) zum Tragen. Für Gewinneinkünfte (Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbstständiger Arbeit) führt der Gesetzge-
ber einen Entlastungsbetrag ein.

• Der Sparerfreibetrag sinkt ab 1.1.2007 auf 750 bzw. 1.500 Euro (Ledige/Verheiratete).

• Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer können ab 2007 nur noch dann als Be-
triebsausgaben oder Werbungskosten steuerlich berücksichtigt werden, wenn es den Mittel-
punkt der gesamten betrieblichen/beruflichen Tätigkeit bildet. Aufwendungen für Arbeitsmittel 
(Schreibtisch, Bücherregal, PC usw.) sind weiterhin als Betriebsausgaben oder Werbungs-
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kosten abziehbar.

• Die Altersgrenze für die Gewährung von Kindergeld bzw. kindbedingte Freibeträge für Kin-
der sinkt ab dem Geburtsjahrgang 1983 von vor Vollendung des 27. Lebensjahres auf vor 
Vollendung des 25. Lebensjahres, für Kinder des Geburtsjahres 1982 auf vor Vollendung des 
26. Lebensjahres.

• Die Grenze für Kleinbetragsrechnungen ist (aus umsatzsteuerlicher Sicht) von 100 Euro 
auf 150 Euro angehoben worden. Sie ist in den Fällen anzuwenden, in denen die zugrunde 
liegende Lieferung/Leistung nach dem 31.12.2006 ausgeführt wird. Für nach diesem Datum 
ausgeführte Umsätze, für die bereits vor dem 1.1.2007 das Entgelt oder ein Teil des Entgelts 
vereinnahmt worden ist, sind die Neuregelungen ebenfalls anzuwenden.

• Durch die Anhebung der Buchführungspflichtgrenze von einem Umsatz von 350.000 Euro 
auf 500.000 Euro fallen gewerbliche Betriebe mit einem Gewinn bis zu 30.000 Euro aus der 
Buchführungspflicht. Sie können zu der weniger aufwändigen Gewinnermittlung durch Ein-
nahmen-Überschuss-Rechnung übergehen. Freiberufler sind generell nicht buchführungs-
pflichtig. Diese Regelung gilt für Umsätze der Kalenderjahre, die nach dem 31.12.2006 be-
ginnen.

• Das Haushaltsbegleitgesetz 2006 reduziert den Beitragssatz zur Arbeitslosenversiche-
rung ab 2007 von 6,5 % auf 4,5 %. Die Planungen der Bundesregierung sehen jedoch eine 
weitere Absenkung des Beitragssatzes auf 4,2 % vor. 

Weitere Änderungen: 
Bei Ausarbeitung dieses Beitrags waren weitere Gesetzesänderungen noch nicht endgültig verab-
schiedet, die zum Großteil aber schon ab 2007 in Kraft treten sollen. Über die geplanten Neuregelun-
gen informierten wir Sie bereits in den vorangegangenen Ausgaben. Neu hinzu kommt die geplante 
Anhebung des Rentenversicherungsbeitragssatzes auf 19,9 % ab 1.1.2007 (bis 31.12.2006 = 
19,5 %). 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt.
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden.
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